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Mit dem Wachstumschancengesetz werden die Regelungen zur Ein-
führung der elektronischen Rechnung für inländische B2B-Umsätze im 
UStG verankert. Das Bundesministerium für Finanzen (BMF) hat be-
reits vor Abschluss des parlamentarischen Gesetzgebungsverfahrens 
erste Hinweise dazu verlautbaren lassen, ob die bereits bekannten 
Formate XRechnung und ZUGFeRD zukünftig die Anforderungen an 
eine elektronische Rechnung erfüllen. 
Nach aktuellem Sachstand soll eine eRechnung eine Rechnung sein, 
die in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, über-
mittelt und empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung er-
möglicht. Sie muss der europäischen Norm für die elektronische Rech-
nungsstellung und der Liste der entsprechenden Syntaxen gemäß der 
Richtlinie 2015/55/EU vom 16. April 2014 entsprechen (§ 14 Abs. 1 
Satz 3 f. UStG-E). So lautet die betreffende Passage im Gesetzentwurf.
Das BMF führt hierzu weiter aus:
• �Das BMF und die obersten Finanzbehörden der Länder haben früh-

zeitig die Frage erörtert, ob ein hybrides Format die geplanten ge-
setzlichen Anforderungen erfüllen wird. Sie sind zu dem Ergebnis 

gekommen, dass insbesondere sowohl eine Rechnung nach dem 
bekannten XStandard als auch nach dem ZUGFeRD-Format ab 
Version 2.0.1 grundsätzlich eine Rechnung in einem strukturierten 
elektronischen Format darstellt, die den geplanten Anforderungen 
entspricht.

• �Das BMF äußert sich ferner auch zum Einsatz von EDI-Verfahren. 
Demnach würde aktuell an einer Lösung gearbeitet, die die Weiter-
nutzung der EDI-Verfahren auch unter dem künftigen Rechtsrah-
men so weit wie möglich sicherstellen soll. Es könne jedoch aktuell 
nicht ausgeschlossen werden, dass hierbei technische Anpassungen 
vorgenommen werden müssen. Man sei jedoch bemüht, den Um-
stellungsaufwand im Interesse der Wirtschaft auf das Notwendige 
zu begrenzen.

• �Der Regierungsentwurf sieht zwar für die Pflicht zum Ausstellen 
einer elektronischen Rechnung eine gestaffelte Übergangsregelung 
vor. Vorsorglich weist das BMF darauf hin, dass nach aktuellem 
Zeitplan jedoch alle Unternehmer ab dem 1.1.2025 verpflichtet sein 
werden, elektronische Rechnungen entgegennehmen zu können.
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Statement der Initiative pro AGB 
Recht im Gesetzgebungsverfahren 
zu „Commercial Courts“ 
DDie Initiative pro AGB-Recht, der die CDH von Anbeginn ange-
hört und die derzeit aus 39 Verbänden besteht, widerspricht nach-
drücklich Forderungen nach materiell rechtlichen Änderungen des 
AGB-Rechts, wie sie von einigen Sachverständigen in der am 13. 
Dezember 2023 durchgeführten öffentlichen Anhörung im Rechts-
auschuss des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Justiz-
standortstärkungsgesetzes gefordert wurden.
Eine Ergänzung des Gesetzentwurfs um materiell-rechtliche Ände-
rungen des AGB-Rechts mit dem Ziel, die Inhaltskontrolle verwen-
deter Vertragsklauseln im unternehmerischen Geschäftsverkehr ein-
zuschränken und damit den wichtigen Schutz vor unfairen Klauseln 
aufzuweichen, würde die Gerechtigkeit und den Rechtsfrieden im 
unternehmerischen Geschäftsverkehr in Deutschland gefährden.
Die Forderung nach einer Einschränkung des ordnungspolitisch 
wichtigen und praxisrelevanten Schutzes wirtschaftlich schwächerer 
Vertragspartner steht in keinem nachvollziehbaren Zusammenhang 
mit der vorgesehenen Einführung spezieller Spruchkörper für große 
zivilrechtliche Wirtschaftsstreitigkeiten („Commercial Courts“). Die 
Behauptung, die Erfolgschancen von „Commercial Courts“ hingen 
von einer weniger starren AGB-Kontrolle ab, ist weder schlüssig 
noch belegbar. Im Gegenteil: Von der Rechtssicherheit und Verhand-
lungsklarheit des etablierten deutschen AGB-Rechts profitieren alle 
Geschäftspartner, indem Risiken bei Vertragsverhandlungen über-

schaubar bleiben, Verlässlichkeit hinsichtlich unwirksamer Vertrags-
klauseln gewährleistet wird, kosten- sowie zeitintensive Rechtsbera-
tungsleistungen im Rahmen bleiben und gleichzeitig Spielraum für 
individuelle Abreden bleibt. Diese Faktoren machen das deutsche 
AGB-Recht attraktiv und zukunftssicher.
Eine Abkehr vom Grundsatz der Unwirksamkeit unfairer Vertrags-
klauseln würde für die Vertragspartner von Verwendern solcher 
Klauseln erhebliche rechtliche und wirtschaftliche Nachteile, ins-
besondere immense Rechtsberatungskosten sowie verbleibende 
Rechtsunsicherheit mit sich bringen. Diese Betroffenheit beschränkt 
sich keineswegs auf den gewerblichen Mittelstand.
Alle wesentlichen deutschen Berufs- und Wirtschaftssektoren wä-
ren von einer Einschränkung des bewährten AGB-Rechts nachteilig 
betroffen. Eine zusätzliche und in der Sache unnötige Schwächung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland sowie der standorttreuen und 
-abhängigen Unternehmen wäre die Folge.
Die in der Initiative pro AGB-Recht zusammengeschlossenen Ver-
bände fordern den Deutschen Bundestag auf, das Justizstandort-
Stärkungsgesetz und dessen richtige Zielsetzung nicht durch eine 
sachfremde und ordnungspolitisch verfehlte Einschränkung des AGB-
Rechts zu beschädigen.
Die stetig wachsende Initiative pro AGB-Recht besteht gegenwärtig 
aus 39 Verbänden aller wichtigen, insbesondere mittelständisch ge-
prägten, Berufs- und Wirtschaftsbranchen. Gemeinsam setzen wir 
uns seit über 10 Jahren dafür ein, den wesentlichen Standortvor-
teil Deutschlands auch künftig zu sichern - das heißt faire Verträge 
im berechtigten Interesse aller beteiligten Vertragspartner auch im 
unternehmerischen Geschäftsverkehr zu erhalten.

Bundesfinanzministerium veröffentlicht Vorabhinweise zur e-Rechnung
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